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1 Grundzüge der Vorlage 
 

1.1 Ausgangslage 

1.1.1 Die heutige Regelung 

Rückruf von Banknoten und Umtauschfrist von 20 Jahren 

Um der technologischen Entwicklung mit neuen Sicherheitsmerkmalen Rechnung zu tragen 
und die Banknoten bestmöglich vor Fälschung zu schützen, werden die Notenserien alle fünf-
zehn bis zwanzig Jahre ersetzt. So wurde die sechste Serie (100er-Note mit Borromini, 
1000er-Note mit Ameisen) zwischen 1976 und 1979 ausgegeben. Die siebte Serie war eine 
Reserveserie, die nie in Umlauf gesetzt wurde. Die achte Serie (Giacometti auf der 100er-
Note) wurde zwischen 1995 und 1998 ausgegeben. 

Nach Artikel 9 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die Währung und die Zahlungsmittel 

(WZG) vom 22. Dezember 19991 kann die Schweizerische Nationalbank (SNB) eine Noten-
serie zurückrufen, sobald eine neue Serie in Umlauf gebracht wurde. Sechs Monate nach dem 
Rückruf gelten die zurückgerufenen Noten nicht mehr als gesetzliches Zahlungsmittel (WZG 
Art. 9 Abs. 2), können jedoch bei der SNB noch während 20 Jahren zum Nennwert ausge-
tauscht werden (WZG Art. 9 Abs. 3). Die Noten der sechsten Serie, die am 1. Mai 2000 zu-
rückgerufen wurden, können somit noch bis 30. April 2020 bei der SNB umgetauscht werden. 

Die Umtauschfrist von 20 Jahren wurde mit Artikel 25 des Bundesgesetzes über die National-
bank vom 7. April 19212 (NBG) eingeführt und beruhte auf der Überlegung, dass Noten, die 
in dieser Frist nicht ausgetauscht wurden, verloren gegangen oder zerstört waren.3 Seit 1999 
ist die Bestimmung im WZG (Art. 9) enthalten.4 

Zuweisung des Gegenwerts nicht umgetauschter Noten 

Die sich im Umlauf befindenden Banknoten sind in der Bilanz der SNB auf der Passivseite 
ausgewiesen. Der Gegenwert nicht fristgerecht ausgetauschter Noten wurde anfangs dem 
eidgenössischen Invalidenfonds zugewiesen. Da dieser Fonds mit dem neuen Militärversiche-
rungsgesetz in den 1950er-Jahren aufgehoben wurde, war eine Neuzuweisung erforderlich. Im 
Einvernehmen mit der Nationalbank und dem Departement des Innern schlug der Bundesrat 
ab 1953 den Schweizerischen Fonds für Hilfe bei nicht versicherbaren Elementarschäden 
vor.5  

Ersatzpflicht und Ausnahmen von derselben 

Um einen möglichst reibungslosen Bargeldzahlungsverkehr zu gewährleisten, sind unansehn-
liche, abgenützte und beschädigte Münzen und Noten sowie ausser Kurs gesetzte Münzen 
dem Zahlungsverkehr zu entziehen (Art. 7 Abs. 3 WZG, Art. 6 Abs. 1 Münzverordnung, 

  

1  SR 941.10 
2  SR 951.11 
3  Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend die Abänderung des Bundesgesetzes über 

die Schweizerische Nationalbank vom 26. Dezember 1919, BBl 1919 V 1043 und AB 1921 I, 136-139. 
4  Das WZG wurde 1999 nach der Aufhebung der Goldparität des Schweizer Frankens mit der Annahme der 

neuen Bundesverfassung eingeführt. Die Schaffung eines neuen Gesetzes drängte sich auf, weil der neue 
Verfassungsartikel die Bargeldmonopole des Bundes in einem einzigen Artikel regelt und sie nicht mehr in 
einen Münzartikel und einen Notenbankartikel aufteilt. Die Systematik der Bundesgesetzgebung musste des-
halb der Neugliederung auf Verfassungsstufe angepasst werden. 

5  Botschaft betreffend die Revision des Nationalbankengesetzes vom 21. April 1953, BBl 1953 I 901, hier 919. 
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MünzV6). Der Ersatz von unansehnlichen, beschädigten Münzen und Noten bzw. von ausser 
Kurs gesetzten Münzen ist somit erwünscht, ordentlicher Bestandteil der Bargeldversorgung 
und erfolgt grundsätzlich zum Nennwert. 

In gewissen Fällen besteht keine Ersatzpflicht. Dies trifft zu bei vernichteten, verlorenen oder 
gefälschten Münzen bzw. Noten (Art. 5 Abs. 3 und Art. 8 Abs. 2 WZG). 

 

1.1.2 Schweizerischer Fonds für Hilfe bei nicht versicherbaren 
Elementarschäden (Fondssuisse) 

Zweck und Organisation 

Der Fonds wurde 1901 von der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft gegründet. 
Sein statutarischer Zweck ist die Linderung von Notständen, die durch Elementarschäden 
verursacht werden, gegen die es keine Versicherung gibt. Fondssuisse leistet finanzielle Bei-
träge an Schäden aufgrund nicht vorhersehbarer Naturereignisse. Er springt nur dort ein, wo 
keine anderen Stellen oder Organisationen Hilfe leisten (Subsidiaritätsprinzip). 

Fondssuisse ist eine private Stiftung. Sie wird von einer fünfköpfigen Verwaltungskommissi-
on geleitet; zwei ihrer Mitglieder werden vom Bundesrat, drei von der Schweizerischen Ge-
meinnützigen Gesellschaft gewählt. Ein Sekretariat mit 3,2 Vollzeitäquivalenten führt die 
laufenden Geschäfte. 

Finanzierung 

Zwischen 1930 und 2000 erhielt der Fonds einen Teil der Roheinnahmen aus dem Betrieb der 
Spielbanken. Mit Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung 2000 wurden die Spielbankenab-
gaben der AHV und IV zugewiesen. 

Seit 1953 erhält der Fonds von der SNB den Gegenwert nicht fristgerecht umgetauschter 
Banknoten. Bisher erfolgten vier Auszahlungen (1955 1,9 Mio., 1976 6,9 Mio., 1978 39 Mio. 
und 2000 244 Mio.). 

Weitere Mittel des Fonds sind seine Kapitalerträge, die von der Entwicklung der Finanzmärk-
te abhängig sind. Statutengemäss kann der Fonds auch Mittel aus Beiträgen des Bundes, der 
Kantone oder Sammlungen und Schenkungen beziehen, wovon er jedoch zurzeit keinen Ge-
brauch macht. 

Ausgaben 

Der Beitrag des Fonds beträgt normalerweise 60 Prozent des anrechenbaren Schadens, in 
Berggebieten 12 Prozent mehr. In Kantonen mit entsprechender eigener Versicherung leistet 
der Fonds reduzierte (NW, GL, GR) oder keine Beiträge (AR, BL). In verschiedenen Kanto-
nen werden die Leistungen des Fonds mit kantonalen Beiträgen ergänzt. 

Zwischen 2000 und 2016 erhielt der Fonds durchschnittlich jährlich 2000 Entschädigungs-
gesuche und zahlte 3,6 Millionen Franken aus, wobei die jährlichen Leistungen ohne Berück-
sichtigung der Extremereignisse 1999 und 2005 zwischen 2 und6,5 Millionen lagen. Der 
Sturm Lothar 1999 und die schweren Überschwemmungen 2005 hatten ausserordentliche 
Ausgaben von 52 bzw. 11 Millionen zur Folge. 2016 half der Fonds privaten Geschädigten 
mit insgesamt 3,022 Millionen in 1071 Fällen oder einem durchschnittlichen Beitrag von 
2822 Franken pro Fall. 

Kapitalbestand 

Nach einer mehrheitlich stabilen Entwicklung seit der letzten Zahlung der SNB im Jahr 2000 
(244 Mio.) betrug das Fondskapital Ende 2016 269 Millionen. Wegen ausserordentlicher 
Klimaverhältnisse oder schlechter Börsenerträge teils rückläufige Jahre konnten jeweils in 
  

6  SR 941.101 
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den Folgejahren mit normalen oder überdurchschnittlichen Börsenerträgen wettgemacht wer-
den. Seine ordentliche Tätigkeit kann der Fonds somit aus seinen Eigenkapitalerträgen finan-
zieren. 

 

1.1.3 Problemstellungen und Änderungsbedarf 

Umtauschfrist 

Die Interpellation Tornare 16.3323 «Umtausch alter Banknoten: Aufhebung der Frist von 
20 Jahren in Artikel 9 Absatz 3 WZG» stellte die Frage, ob die Aufhebung der 20-jährigen 
Frist denkbar sei. Der Bundesrat hielt in seiner Antwort vom 17. August 2016 fest, dass die 
bisherige Praxis durch das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) und die SNB überprüft 
werde. 

Bei der bisher in Artikel 9 Absatz 3 WZG enthaltenen 20-jährigen Umtauschfrist handelt es 
sich um eine Verwirkungsfrist, aufgrund derer nach Ablauf der Umtauschfrist keinerlei An-
sprüche mehr gegenüber der SNB bestehen. Diese Regelung dürfte beim breiten Publikum in 
der Schweiz nicht oder allenfalls in sehr groben Umrissen bekannt sein; in jedem Fall wird 
diese atypische Regelung ausserhalb der Schweiz wohl nicht wahrgenommen. Für die meisten 
Nutzer von Bargeld ist es daher nur schwer nachvollziehbar, weshalb ihr echtes Geld nach 
20 Jahren plötzlich völlig wertlos ist.7 Dies ist Betroffenen mit Blick auf die Funktion von 
Bargeld – neben der Funktion als Zahlungsmittel ist Bargeld auch Wertaufbewahrungsmittel 
– nur schwer zu vermitteln. 

Die Frist von 20 Jahren wurde 1921 eingeführt. Nach damaliger Überlegung galten in dieser 
Frist nicht umgetauschte Noten als grösstenteils verloren oder zerstört. Heute sind die Um-
stände anders. Zwischen 1920 und 2015 ist nicht nur die Lebenserwartung deutlich gestiegen 
(für Frauen um 29,2 und für Männer um 27,5 Jahre), auch die Mobilität der Bevölkerung (Ar-
beitskräfte, Touristen usw.) hat zugenommen. Die Umtauschfrist stellt im internationalen 
Vergleich grösserer Industrieländer eine Ausnahme dar (siehe 1.4). Der Schweizer Franken ist 
heute eine international verwendete Währung und wird auch in physischer Form im In- und 
Ausland zur Wertaufbewahrung verwendet. Der Kreis der Betroffenen ist mit Blick auf den 
Ablauf der Umtauschfrist der ab 1976 erstmals ausgegebenen sechsten Banknotenserie somit 
potenziell sehr gross – und gleichzeitig dürfte die gesetzliche Bestimmung zum Verfall der 
Schweizer Banknoten im internationalen Kontext weitgehend unbekannt sein. 

Aus rechtlicher und praktischer Sicht wirkt zudem störend, dass bei Banknoten und Münzen 
andere Regeln zur Anwendung gelangen, obschon beide Geldformen den Status als gesetzli-
ches Zahlungsmittel aufweisen. Der Bund kann Münzen ausser Kurs setzen (Art. 3 Abs. 1 
MünzV) und diesbezüglich besondere Bestimmungen erlassen. Das EFD legt den Tarif für die 
Rücknahme von ausser Kurs gesetzten Münzen nach Ablauf der Umtauschfrist fest (Art. 3 
Abs. 2 MünzV). Somit werden zurückgerufene Münzen – im Unterschied zu den Banknoten – 
nach der Umtauschfrist nicht einfach wertlos. Die Ausserkurssetzung von Münzen findet je-
doch selten statt: Gewisse Münzen sind seit über 100 Jahren im Umlauf und noch immer gül-
tiges Zahlungsmittel. Die anfangs der 1970er-Jahre zurückgerufenen Münzen (mit Ausnahme 
der Zweirappen-Münze) werden noch heute zum Nominalwert umgetauscht. 

 

 

  

7  Betroffen sind hauptsächlich Erben, wenn ein Nachlass alte Noten enthält, und ausländische Gastarbeiter, die 
mit Schweizer Banknoten in ihre Heimat zurückkehrten. Bei der SNB gehen während der 20-jährigen Um-
tauschfrist zwischen 300 und 400 Umtauschgesuche pro Jahr ein. Auch wenn diese Beträge insgesamt nicht 
sehr hoch sind (rund 300 000 Fr. jährlich), so können sie doch für die einzelnen Betroffenen ins Gewicht fal-
len. 
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Zuweisung an den Fondssuisse 

Die nächste Auszahlung an den Fondssuisse 2020 könnte sehr hoch ausfallen. Ende 2016 
waren noch 1,1 Milliarden Franken der sechsten Serie ausstehend, das heisst bislang nicht bei 
der SNB umgetauscht. Nach Schätzungen der SNB werden es 2020 noch 0,5-1 Milliarde sein. 
Das ist weit mehr, als der Fonds mit jährlichen Ausgaben von durchschnittlich 3,6 Millionen 
benötigt (siehe 1.1.2). 

Ersatzpflicht 

Münzen und Banknoten werden durch ihren Umlauf im Bargeldzahlungsverkehr abgenutzt 
und teilweise auch beschädigt. Der Ersatz dieser beschädigten Münzen und Banknoten liegt 
im Interesse eines möglichst reibungslosen Bargeldzahlungsverkehrs und erfolgt grundsätz-
lich zum Nennwert (Ziff. 1.1.1). In besonderen Fällen, in denen die Münzen bzw. Banknoten 
aber anders als durch den gewöhnlichen Umlauf beschädigt wurden, soll künftig mit einem 
Abzug vom Nennwert der oder die Einreichende an der Wiederbeschaffung beteiligt werden. 

 

1.2 Die beantragte Neuregelung 

Mit der Revision des WZG soll die Umtauschfrist ab der 6. Serie aufgehoben werden. Das 
Publikum hat die Sicherheit, dass zurückgerufene Noten jederzeit bei der Nationalbank umge-
tauscht werden können. Damit wird eine Angleichung an die Umtauschregimes der bedeuten-
den Währungen erreicht. 

Bei dieser Gelegenheit soll beim Ersatz von beschädigten Münzen bzw. Noten ein Abzug 
vom Nennwert eingeführt werden, soweit die Münzen bzw. Noten anders als durch den ge-
wöhnlichen Umlauf beschädigt wurden. Im Grundsatz bleibt der Umtausch von beschädigten 
Münzen bzw. Noten aber kostenlos.  

 

1.3 Begründung und Bewertung der vorgeschlagenen Lösung 

1.3.1 Aufhebung der Umtauschfrist 

Am einfachsten und effizientesten können die in Ziffer 1.1.3 dargelegten Problemstellungen 
durch die Abschaffung der Umtauschfrist gelöst werden. So wird vermieden, dass jemand 
Banknoten besitzt, die plötzlich wertlos werden. Die Lösung könnte jedoch zu administrati-
ven Kosten für die SNB führen, die technisch in der Lage sein muss, jederzeit teils sehr alte 
Noten zu prüfen. Zudem fällt der Anreiz weg, alte Noten in einer bestimmten Frist zurückzu-
geben. Zurückgerufene Noten weisen für ihre Besitzer jedoch keinerlei Nutzen auf, da sie 
nach der sechsmonatigen Frist ab der ersten Bekanntgabe des Rückrufs kein gesetzliches Zah-
lungsmittel mehr sind (Art. 9 Abs. 3 WZG). 

Eine andere Lösung bestünde darin, die Umtauschfrist zu verlängern, gemessen an der seit 
1920 um fast 30 Jahre gestiegenen Lebenserwartung beispielsweise von 20 Jahren auf 
50 Jahre. Durch die Befristung bliebe der Anreiz zur Rückgabe alter Noten erhalten. Mit der 
Verlängerung würde zwar die Zahl derjenigen abnehmen, die wertlos werdende Noten besit-
zen, der Fall wäre aber dennoch nicht ganz ausgeschlossen. Die administrativen Kosten für 
die SNB zur Überprüfung der alten Noten würden auch bei dieser Lösung teilweise anfallen. 

Der Bundesrat erachtet die heutige Praxis als nicht mehr angemessen und ist der Ansicht, dass 
die Aufhebung der Umtauschfrist die einfachste und effizienteste Lösung für die in Zif-
fer 1.1.3 aufgeführten Problemstellungen ist. 
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1.3.2 Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens 

 

1.4 Rechtsvergleich 
Die beschränkte Umtauschfrist von 20 Jahren erweist sich im internationalen Vergleich als 
atypisch. So können zurückgerufene Eurobanknoten unbefristet umgetauscht werden. Im Wei-
teren kennen auch folgende Länder eine unbeschränkte Umtauschfrist: Japan, Kanada, Gross-
britannien und die USA. Gewisse europäische Länder kannten eine Befristung des Umtauschs 
von Banknoten ihrer vormaligen nationalen Währungen. Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Italien, Malta und Zypern beispielsweise kannten eine Umtauschfrist von Banknoten ihrer 
vormaligen nationalen Währung von 10 Jahren, Spanien eine von 18 Jahren, Portugal eine 
von 20 Jahren und die Niederlande eine Umtauschfrist von 30 Jahren. Dagegen kennen die 
übrigen Euro-Länder (Belgien, Deutschland, Estland, Irland, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Österreich, Slowakei und Slowenien) keine solche Frist. 

Banknoten der international bedeutsamen und weltweit gehandelten Währungen (USD, EUR, 
GBP, JPY) können somit zeitlich unbeschränkt umgetauscht werden. 

 

1.5 Umsetzung 

Die für die Umsetzung des WZG zuständige SNB war an der Erarbeitung der vorgeschlage-
nen Änderung eng beteiligt. 

Die beantragte Teilrevision des WZG hat Anpassungen der Münzverordnung und der Natio-
nalbankverordnung zu Folge. 

 

2 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 

Art. 4 Ausgabe der Umlaufmünzen 

Abs. 5 

Der Begriff «unansehnlich» in Absatz 5 wird durch den Begriff «abgenützt» ersetzt. Der heu-
te geltende französische Gesetzestext unterscheidet – anders als der deutsche Gesetzestext – 
nicht zwischen «unansehnlich» (Art. 4 Abs. 5) bzw. «abgenützt» (Art. 7 Abs. 3), sondern 
verwendet in beiden Fällen denselben Begriff (nämlich: «usé»). Diese Vereinheitlichung der 
Begriffe soll neu auch in der deutschen Version erfolgen, weshalb fortan der geläufigere Be-
griff «abgenützt» sowohl in Artikel 4 Absatz 5 als auch in Artikel 7 Absatz 3 verwendet wird. 
Diese Änderung erfolgt rein aus terminologischen und nicht aus inhaltlichen Gründen. Mit 
der Formulierung, wonach der Bundesrat den Münzwechsel durch öffentliche Kassen des 
Bundes und die Ausscheidung beschädigter, unansehnlicher und gefälschter Münzen „auf 
dem Verordnungsweg“ regelt, wird im Vergleich zur derzeitigen Formulierung („ordnen“) 
klargestellt, dass ihm in diesem Bereich Rechtsetzungskompetenz zukommt.  

Abs. 6 

Münzen werden im Rahmen ihres gewöhnlichen Umlaufs auf typische Weise abgenutzt und 
auch beschädigt. Diese typische Abnutzung und Beschädigung sind Folgen der bestimmungs-
gemässen und üblichen Verwendung der Münzen im Bargeldzahlungsverkehr. Der Ersatz 
abgenutzter Münzen erfolgt zum Nennwert. Auch der Ersatz beschädigter Münzen erfolgt 
zum Nennwert, sofern die Beschädigung durch den gewöhnlichen Umlauf verursacht worden 
ist.  
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Abs. 7 

Bei anders als durch den gewöhnlichen Umlauf beschädigten Münzen kann zukünftig ein 
Abzug vom Nennwert vorgenommen werden. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten in der 
Münzverordnung. Zu denken ist insbesondere an eine analoge Beschreibung von beschädigten 
Münzen, wie sie in Artikel 8 Absatz 1 und Absatz 1bis WZG für Noten vorgesehen ist oder an 
die Abgrenzung von beschädigten zu abgenützten Münzen. Auf Verordnungsstufe müsste 
sodann klargestellt werden, wann beschädigte Münzen zum Nennwert ersetzt werden müssen 
und wann ein Abzug vorzunehmen ist. Ebenfalls zu regeln wäre die Höhe des jeweiligen Ab-
zugs vom Nennwert. 

Von der Regelung des Absatzes 7 erfasst werden sollen beispielsweise Grosseinlieferungen 
von Münzen, die im Rahmen professioneller Metall- oder Müllverwertung mechanisch, che-
misch oder thermisch bearbeitet und beschädigt wurden. Die erwünschte Säuberung des Mün-
zumlaufs in üblichen Mengen durch die öffentlichen Kassen des Bundes soll hingegen nicht 
erfasst werden. Es ist festzuhalten, dass die öffentlichen Kassen des Bundes bereits heute die 
über die üblichen Mengen hinausgehenden Grosseinlieferungen gestützt auf Artikel 5 Absatz 
4 MünzV ablehnen können. 

Art. 8 Ersatz von Banknoten 

Abs. 1 

Die Formulierung Ersatz „zum Nennwert“ ist eine reine Klarstellung im Vergleich zur gelten-
den Formulierung (siehe für Münzen Art. 4 Abs. 6).  

Abs. 1bis 

Banknoten werden im Rahmen ihres gewöhnlichen Umlaufs auf typische Weise abgenutzt 
und auch beschädigt. Diese typische Abnutzung (beispielsweise Farbabrieb oder Verblassung) 
und Beschädigung (beispielsweise Faltspuren oder Risse) sind Folgen der bestimmungsge-
mässen und üblichen Verwendung der Noten im Bargeldzahlungsverkehr; der Ersatz derartig 
beschädigter Noten erfolgt grundsätzlich zum Nennwert. Bei anders als durch den gewöhnli-
chen Umlauf beschädigten Noten (beispielsweise durch das unsachgemässe Öffnen eines Si-
cherheitskoffers oder das absichtliche Beschädigen der Note) kann zukünftig ein Abzug vom 
Nennwert vorgenommen werden.  

Wann eine Banknote anders als durch den gewöhnlichen Umlauf beschädigt wurde, und die 
Höhe des jeweiligen Abzugs vom Nennwert regelt die SNB in einer Verordnung. In Bezug 
auf den Ersatz von beschädigten Münzen regelt der Bundesrat die Einzelheiten (siehe Art. 4 
Abs. 7). 

Art. 9 Rückruf 

Abs. 3  

Die Banknoten der ersten Banknotenserie (Erstausgabe 1907), der zweiten Banknotenserie 
(Erstausgabe 1911), der dritten Banknotenserie (Erstausgabe 1918) und der fünften Bankno-
tenserie (Erstausgabe 1956) wurden unter dem jeweils auf diese Banknoten anwendbaren 
Umtauschregime bereits umgetauscht. Der Gegenwert der nicht fristgerecht zum Umtausch 
eingereichten Noten wurde dem eidgenössischen Invalidenfonds (bis 1953) bzw. dem 
«Schweizerischen Fonds für Hilfe bei nicht versicherbaren Elementarschäden» (ab 1953) 
zugewiesen. Banknoten dieser Serien sind somit wertlos und können nicht mehr umgetauscht 
werden; sie haben aber allenfalls noch Sammlerwert bei Numismatik- oder Antiquitätenge-
schäften. Die vierte und die siebte Banknotenserie waren Reserveserien, welche nie in Umlauf 
gebracht werden. Daher haben sich für diese Serien nie Fragen im Zusammenhang mit dem 
Umtauschregime gestellt. 

Da wie erwähnt die Umtauschfristen der ersten bis und mit fünften Banknotenserien bereits 
abgelaufen sind und die betreffenden Noten bereits wertlos sind, kann die Aufhebung der 
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Umtauschfrist nur Banknoten der sechsten Serie oder jüngere Banknoten erfassen. Dement-
sprechend hält Artikel 9 Absatz 3 fest, dass zurückgerufene Banknoten, die 1976 als Teil der 
sechsten Banknotenserie oder später erstmalig ausgegeben wurden, von der Nationalbank 
getauscht werden, sofern die Voraussetzungen gemäss Artikel 8 erfüllt sind. 

Abs. 4 

Da es gemäss Artikel 9 Absatz 3 keine Frist mehr gibt, innert derer die zurückgerufenen 
Banknoten umzutauschen sind, erübrigt sich die bisherige Regelung, wie mit dem Gegenwert 
der nicht innert Frist zum Umtausch eingereichten Noten umzugehen ist. Absatz 4 wird daher 
aufgehoben. Zur buchhalterischen Behandlung des Notenumlaufs siehe unten Ziffer 3.2. 

 

3 Auswirkungen 

3.1 Auswirkungen auf den Schweizerischen Fonds für Hilfe bei 
nicht versicherbaren Elementarschäden (Fondssuisse) 

Mit der Aufhebung der Umtauschfrist für Banknoten wird der Fondssuisse keine Mittel von 
der SNB mehr erhalten. Der gleich gebliebene Kapitalbestand seit der letzten Zahlung der 
SNB zeigt aber, dass der Fonds aus seinem bestehenden Kapital ausreichende Erträge zur 
Finanzierung seiner Tätigkeiten erzielen kann. So erhielt der Fonds im Jahr 2000 von der 
SNB 244 Millionen. Am 31. Dezember 2016 belief sich sein Eigenkapital auf 269 Millionen. 
Abgesehen von ausserordentlichen Ereignissen wie Lothar 1999 oder den Überschwemmun-
gen von 2005 sollte der Fondssuisse in der Lage sein, während eines normalen Jahres seine in 
den Statuten aufgeführten Leistungen aus den jährlichen Kapitalerträgen finanzieren zu kön-
nen. 

 

3.2 Auswirkungen auf die SNB 

Mit der Aufhebung der Umtauschfrist stellt sich die Frage, wie die SNB mit den zurückgeru-
fenen Banknoten, die nicht mehr als gesetzliche Zahlungsmittel gelten, umgehen wird. Die 
SNB weist den Nominalwert der von ihr ausgegebenen Banknoten der aktuellen und der zu-
rückgerufenen Notenserien in der Bilanz unter der Passivenposition «Notenumlauf» aus und 
stellt im entsprechenden Bilanzanhang den Gesamtbetrag, gegliedert nach den verschiedenen 
Banknotenserien, dar. Unter dem bisherigen Gesetzesregime wurde nach Ablauf der Um-
tauschfrist der Restbetrag der nicht innert Frist umgetauschten, zurückgerufenen Banknoten 
ausgebucht und bis 1953 dem eidgenössischen Invalidenfonds bzw. dem Schweizerischen 
Fonds für Hilfe bei nicht versicherbaren Elementarschäden überwiesen. Da zukünftig alle 
unter der Position «Notenumlauf» erfassten Banknoten unbeschränkt bei der SNB umge-
tauscht werden können, kann es keine Ausbuchung mehr geben, und die betreffende Bilanz-
position bzw. der entsprechende Bilanzanhang reduziert sich in Bezug auf zurückgerufene 
Banknotenserien nur dann, wenn zurückgerufene Banknoten umgetauscht werden. Der Passi-
venposition «Notenumlauf» steht eine entsprechende Aktivenposition gegenüber, deren Ertrag 
in die Erfolgsrechnung einfliesst. 

 

3.3 Auswirkungen auf Bund und Kantone 

Die Änderung des WZG hat keine direkten finanziellen Auswirkungen auf Bund und Kanto-
ne. 
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4 Verhältnis zur Legislaturplanung und zu nationalen 
Strategien des Bundesrates 

Die Vorlage ist weder in der Botschaft vom 27. Januar 2016 zur Legislaturplanung 2015–
2019 noch im Bundesbeschluss vom 14. Juni 2016 über die Legislaturplanung 2015–2019 
angekündigt. Die Notwendigkeit einer Aufhebung der Umtauschfrist vor Ablauf der 20-
jährigen Frist der sechsten Banknotenserie macht jedoch eine entsprechende Anpassung auf 
Gesetzesstufe vor 2020 unbedingt notwendig. 

 

5 Rechtliche Aspekte 
 

5.1 Verfassungsmässigkeit 

Die Bestimmungen stützen sich auf die unter der Sachüberschrift genannten Bestimmungen 
im WZG. 

 

5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der 
Schweiz 

Vorliegend bestehen keine auf Vereinbarkeit zu prüfenden Verpflichtungen. 
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FRAGENKATALOG ZUR VERNEHMLASSUNG 

 

Frage 1: Sind Sie mit der Aufhebung der Umtauschfrist von 20 Jahren für Banknoten ab der 6. Serie 
einverstanden (Art. 9 Abs. 3 und 4 WZG)? 

o Ja 

o Nein 

Bemerkungen:  

 

 

Frage 2: Sind Sie mit den Änderungen der Regelungen für den Ersatz beschädigter Münzen und Bank-
noten (Art. 4 Abs. 5-7 und Art. 8 Abs. 1 und 1bis WZG) einverstanden? 

o Ja 

o Nein 

Bemerkungen:  

 

 

 

 

Der Fragenkatalog ist auch auf www.efv.admin.ch zu finden. Er kann elektronisch ausgefüllt und retour-
niert werden an oekonomenteam@efv.admin.ch. 


